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Fr. 9449.) Geſetz, betreffend Abänderungen der Kirchengemeinde: und Synodalordnung für 
die Provinzen Preußen (Oft- und Weſtpreußen) , Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien und Sachſen vom 10. September 1873. Vom 7. April 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags, was folgt: 


Artikel J. 

Das Geſetz vom 25. Mai 1874 (Geſetz-Samml. S. 147) findet auf die⸗ 
jenigen Gemeindeorgane Anwendung, welche nach Maßgabe des durch die 
Nummer 1 des anliegenden Kirchengeſetzes, betreffend Abänderungen der Kirchen⸗ 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873, veränderten $. 6 
4 diefer Ordnung zuſammengeſetzt find. 

Artikel II. 

Die zur Ausübung der in den Artikeln 2 und 3 des Geſetzes vom 25. Mai 
1874, ſowie in den Artikeln 2 und 10 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 125) den betreffenden Gemeinde- und Synodalorganen beigelegten 
Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden gefaßt nach den durch daſſelbe Kirchengeſetz 
veränderten $$. 11, 52 und 70 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 7. April 1891. 


(J. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. April 1891. 


Anlage, 


Richengefeb, 
betreffend 


Abaͤnderungen der Kirchengemeinde und Shnodalordnung 
vom 10. September 1873. 


Vom 9. März 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode, und nachdem durch die Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von Staats⸗ 
wegen nichts zu erinnern iſt, was folgt: 


Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 
wird in nachſtehender Weiſe abgeändert: 
1. Im 6. 6 Abſatz 1 tritt am Schluß der Satz hinzu: 
Dieſe Ernennung erfolgt für einen Zeitraum von ſechs Jahren; eine 
Wiederernennung derſelben Perſon iſt zuläſſig. Für die bisher erfolgten 
Ernennungen beginnt der Lauf der ſechsjährigen Periode mit dem Tage, 
an welchem dieſes Geſetz ſeine verbindliche Kraft erhalten hat. 
Im Abſatz 2 dieſes Paragraphen lautet der erſte Satz künftig: 
Macht der Patron von ſeiner Befugniß keinen Gebrauch und 
beſitzt er die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften, ſo kann er 
ſelbſt in den Gemeindekirchenrath eintreten. 


2. F. 11 Abſatz 2 und 3 lautet künftig: 

Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
er alte entfcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen 
das Loos. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als 
die Hälfte der verfaſſungsmäßigen Mitgliederzahl des Gemeindekirchen⸗ 
raths anweſend iſt. Wer nicht mitſtimmt, wird zwar als anweſend 
gerechnet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach der Zahl der 
Stimmenden feſtgeſtellt. Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der 
Beſchlußfaſſung perſönlich betheiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung 
zu enthalten. Iſt eine zur Beſchlußfaſſung ausreichende Anzahl von 
Aelteſten zeitweiſe nicht vorhanden, ſo wählt die Gemeindevertretung 


— 


auf Berufung des Vorſitzenden die zur Herſtellung der Beſchlußfähigkeit 
erforderliche Zahl von Erſatzmännern. 


3. Im F. 52 Abſatz 3 und F. 70 Abſatz 1 heißt es ſtatt 
„ihrer Mitglieder“ künftig „der geſetzlichen Mitgliederzahl“. 

4. $. 14 Abſatz 2 lautet künftig: 

Der Pfarrer bleibt in ſeinen geiſtlichen Amtsthätigkeiten der Lehre, 

Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und in feinen übrigen Minifterial- 
handlungen von dem Gemeindekirchenrath unabhängig. Hält er es 
jedoch für nothwendig, eine von ihm begehrte Amtshandlung oder die 
Zulaſſung zu einer ſolchen im einzelnen Falle abzulehnen, und gelingt 
es ihm nicht, auf ſeelſorgeriſchem Wege die Betheiligten zum Verzicht 
zu bewegen, ſo hat er unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des 
Betroffenen auf Verlangen deſſelben den Fall dem Gemeindekirchen— 
rath zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. Spricht dieſer die Zurückweiſung 
aus, ſo ſteht den Betheiligten dagegen binnen vierzehn Tagen der Rekurs 
an die Kreisſynode beziehungsweiſe deren Vorſtand (§. 53 Nr. 4, §. 55 
Nr. 7) zu. Erklärt ſich der Gemeindekirchenrath gegen die Zurüd- 
weiſung, ſo hat der Geiſtliche, falls er ſich bei dieſem Beſchluſſe nicht 
beruhigen will, binnen gleicher Friſt die Sache zur Entſcheidung der 
Kreisſynode beziehungsweiſe des Kreisſynodalvorſtandes zu bringen. Bis 
zum Erlaß der letzteren bleibt die Ausführung des angefochtenen Be- 
ſchluſſes ausgeſetzt. 

5. Im H. 44 Abſatz 2 heißt es ſtatt 
„binnen vierzehn Tagen“ künftig „binnen vier Wochen “. 


6. Im F. 55 Nr. 10 tritt an die Stelle der beiden letzten Sätze folgender neuer 


Abſatz: 

Der Kreisſynodalvorſtand iſt beſchlußfähig, ſobald mindeſtens 
drei Mitglieder, einſchließlich des Vorſitzenden, an der Beſchlußfaſſung 
theilnehmen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 9. März 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
In Verhinderung des Präſidenten des 
Evangeliſchen Oberkirchenraths: 
D. Brückner. 
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(Nr. 9444.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aachen Blankenheim, Stolberg bei Aachen, 
Wegberg, Hennef, Boppard, Cöln, Mülheim am Rhein, Düſſeldorf, Neuß, 
Uerdingen, Langenberg, Grumbach, Sankt Wendel, Neuerburg, Merzig und 
A Trier. Vom 13. April 1891. 


uf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Aachen gehörige Gemeinde Weiden, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Blankenheim gehörige Gemeinde 
Blankenheimerdorf, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Stolberg bei Aachen gehörige Ge 
meinde Zweifall, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wegberg gehörige Gemeinde Beeck, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hennef gehörige Gemeinde Uckerath, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Boppard gehörige Gemeinde Dörth, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cöln gehörigen Fluren 6, 9, 16, 
17, 20, 29, 30 der Altſtadt Cöln, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Mülheim am Rhein gehörige Kataſter⸗ 
gemeinde Thurn⸗Strunden, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düſſeldorf gehörigen Gemeinden 
Golzheim und Stoffeln, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuß gehörige Gemeinde Kaarſt, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Uerdingen gehörigen Gemeinden 
Friemersheim, Bliersheim und Rumeln, 
für die im Bezirk des Amtsgerichts Langenberg belegenen Bergwerke Ver⸗ 
einigte Petersburg, Nathaniel⸗Eliſabeth, Vahlberg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grumbach gehörige Gemeinde Kirrweiler, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Wendel gehörige Gemeinde 
Heiſterberg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuerburg gehörigen Gemeinden 
Plaſcheid und Ammeldingen bei Neuerburg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Merzig gehörige Kataſtergemeinde 
Beſſeringen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörigen Gemeinden Trier⸗ 
Stadt, Pellingen und Menningen 
am 15. Mai 1891 beginnen ſoll. 
Berlin, den 13. April 1891. 
Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 
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